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Rechtsanspruch auf 
Einwanderung in die EU ist 

nicht akzeptabel 
Einen einklagbaren Anspruch auf Zuwanderung 

in die EU, wie ihn die SPD- und Grünen-Abgeordne- 
ten im Europäischen Parlament in der vergangenen 
Plenarwoche gefordert haben, ist nach Auffassung 
des Vorsitzenden der CDU/CSU-Gruppe im Euro- 
päischen Parlament, Hartmut Nassauer, gänzlich 
inakzeptabel. Angesichts der 15 Millionen Arbeits- 
losen in der EU, davon allein knapp fünf Millionen 
in Deutschland, bestehe auf absehbare Zeit kein 
genereller Bedarf an zusätzlichen Arbeitskräften 
aus Drittstaaten. Es sei allein Sache der Mitglied- 
staaten, über Einwanderung zu entscheiden. 
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BEKäMPFUNG  DER  GELDWäSCHE 

INGO  SCHMITT: 

Neuer Kommissionsvorschlag zur 
Bekämpfung der Geldwäsche 

EU    BRAUCHT   WIRKSAME    MITTEL   ZUR    BEKÄMPFUNG    DER    GELDWÄSCHE 

Ingo Schmitt MdEP 

Die EU-Kommission 
hat kürzlich einen 

neuen Vorschlag füreine 
Verordnung zur Zusam- 
menarbeit im Zollwesen 
zur Bekämpfung der 
Geldwäsche vorgelegt. 
Der Erfolg der beab- 
sichtigten Einführung ei- 
nergenerellen Anmelde- 
pflicht für die Ein- und 
Ausfuhr von Bargeld in 
das bzw. aus dem euro- 
päischen Zollgebiet wird 
jedoch überschätzt. Vielmehr sollten 
die Mitgliedstaaten sich alternativ auch 
unter Berücksichtigung des Subsidiari- 
tätsgedankensfüreine-in Deutschland 
bereits übliche - Anzeigepflicht ent- 
scheiden können. 

Einem Expertenbericht (sog. MO- 
NEYPENNY-Bericht) zufolge wurden al- 
lein in dem Zeitraum September 1999 
bis Februar 2000 insgesamt 20.710 
grenzüberschreitende Transporte von 
Zahlungsmitteln statistisch erfasst, wo- 
bei sich die Summe dieser Mittel insge- 
samtaufca. 1,6 Mrd.€ belief. Die Kom- 
mission geht daherdavon aus, dassdie 
Menge des auf diesem Wege beförder- 
ten Bargeldes ausreicht, um eine po- 
tentielle Gefahr für die Interessen der 
Gemeinschaft und somit auch für 
Deutschland darzustellen. Darüber hin- 

aus wird zukünftig noch 
mit einem Anstieg der 
Verwendung von Bargeld 
gerechnet, da die Über- 
wachung der von den Fi- 
nanzinstituten abgewik- 
kelten Transaktionen 
nach dem 11. Septem- 
ber 2001 verschärft wor- 
den ist. Dem MONEY- 
PENNY-Bericht nach ist 
Deutschland von allen 
EU-Mitgliedstaaten das 
Herkunftsland der mei- 

sten Zahlungsmittel. Italien ist das Be- 
stimmungsland der meisten Zahlungs- 
mittel, wobei Deutschland hierbei an 
dritter Stelle liegt. 

Aufgrund der stark voneinander ab- 
weichenden Vorgehensweisen der Mit- 
gliedstaaten im Zusammenhang mitder 
Überwachung des Bargeldverkehrs an 
den Außengrenzen der EU bestehen der- 
zeit für Straftäter eine Reihe von 
Schlupflöchern. Während in einigen 
Ländern eine Anmeldepflicht besteht, 
existiert in Deutschland lediglich eine 
Auskunftspflicht. In der Mehrzahl der 
Mitgliedstaaten bestehen weder Rech- 
te und Befugnisse zur Durchführung von 
Bargeldkontrollen noch Anmeldever- 
pflichtungen. Diese heterogene Situati- 
on dient sicherlich nicht der effizienten 
Geldwäscheverhinderung. Einzig sinn- 
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voll ist allein die Verstärkung der Kon- 
trollen an den Außengrenzen der EU ins- 
gesamt. Zur ErreichungdiesesZiels ste- 
hen zwei Alternativen zur Verfügung: ein 
generelles Anmeldeverfahren oder ein 
gezieltes Anzeigeverfahren. 

Die Kommission schlägt vor, eine 
generelle Anmeldepflicht für flüssige 
Bargeldmittel in Höhe von 15.000 € 
oder mehr einzuführen. Dazu muss ein 
Formblatt für die Anmeldung ausgefüllt 
und der Zollstelle des Mitgliedstaates 
übergeben werden. Das Außerachtlas- 
sen der Anmeldepflicht soll auf Vor- 
schlag der Kommission eine Ord- 
nungswidrigkeit darstellen und nach 
nationalem Recht verfolgt werden. Die 
auf diesem Wege erlangten Informa- 
tionen sollen von rechts wegen an die 
zuständigen Behörden der Mitglied- 
staaten und unter bestimmten Um- 
ständen auch der Kommission über- 
mittelt werden. Außerdem sollen die 
durch die Kontrollen erlangten Infor- 
mationen an Drittstaaten übermittelt 
werden können. 

Fraglich ist jedoch die Effektivität der 
von der Kommission vorgeschlagenen 
Anmeldepflicht, da sich im Zweifel durch 

sie nichts ändern wird. Eine Anmelde- 
pflicht wird Kriminelle nicht ernsthaft 
von dem Vorhaben der Geldwäsche ab- 
bringen. BargeIdbewegungen werden 
entwederfalsch odergar nicht deklariert 
oder Transfers werden in mehreren 
Tranchen vorgenommen werden. Die 
Pflicht, auf Verlangen des Zollbedien- 
steten Angaben machen zu müssen, ist 
hingegen vollkommen ausreichend. Zu- 
dem ist es erforderlich, für die durch die 
Kontrollen erlangten Informationen eine 
gemeinsame Datenbank zu schaffen. 
Diese soll bei EUROPOL eingerichtet 
werden und allen Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit des Zugriffs gewähren. Die 
Verknüpfung der Anzeigepflicht mit der 
Einrichtung einer gemeinsamen Daten- 
bank als Alternative zu einer Anmelde- 
pflicht stellt hoffentlich einen fürden Rat 
konsensfähigen Kompromiss dar und 
dient dem erklärten Ziel der Regelung: 
der Bekämpfung des internationalen 
Terrorismus. 

Ingo Schmitt (CDU Berlin) ist Mit- 
glied im Ausschuss für Freiheiten und 
Rechte der Bürger, Justiz und innere 
Angelegenheiten. 

Qualität statt Quantität: Pflanzenschutzmittel in der EU 

Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln in der Europäischen Union soll zukünftig auf 
möglichst geringe Mengen beschränkt werden und nur durch qualitativ geprüfte Feld- 
spritzen erfolgen, fordert der umweltpolitische Sprecher der EVP-ED-Fraktion, Karl- 
Heinz Florenz (CDU). Im Hinblick auf die anstehenden Beratungen im Umweltaus- 
schuss über eine „thematische Strategie zur nachhaltigen Nutzung von Pestiziden" 
wandte sich Florenzjedoch gegen Forderungen nach einer pauschalen Mengenkürzung 
bei Pflanzenschutzmitteln, da dies nur zu höheren Konzentrationen führen würde. Der 
CDU-Europaabgeordnete setzt sich stattdessen für die Schaffung vergleichbarer Rege- 
lungen für die (Wieder-)Zulassung und Lizenzverlängerung von Pflanzenschutzmitteln, 
möglichst hohe Ausbildungsstandards beim Personal sowie einen „Feldspritzen-TÜV", 
Wettbewerbsgleichheit bei der Besteuerung von Pflanzenschutzmitteln sowie deren 
Einsatz nur entsprechend „guter fachlicher Praxis" ein. 
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VERBRAUCHERSCHUTZ    BEI    BRUSTIMPLANTAT E N 

EMILIA   MüLLER: 

Europäisches Parlament fordert 
optimale Sicherheit bei Brustoperationen 

und -implantationen 
EMPFEHLUNG  AN   MITGLIEDSTAATEN VERABSCHIEDET 

D: 

Emilia Müller MdEP 

Jie optimale Si- 
cherheit für Pa- 

tientinnen bei Brustim- 
plantationen" steht im 
Mittelpunkt der im Eu- 
ropäischen Parlament 
abgestimmten Empfeh- 
lung an die Mitglied- 
staaten, so die gesund- 
heitspolitische Spre- 
cherin der CSU-Europa- 
gruppe, Emilia Müller. 
Derzeit erkranken jähr- 
lich etwa 160.000 Frau- 
en in Europa an Brustkrebs, davon al- 
lein rund 50.000 in Deutschland. 

„Die Bedeutung von Implantaten in 
der Nachbehandlung von Brustkrebso- 
perationen ist dabei oft ein entschei- 
dender Faktor für mehr Lebensqualität 
der Patientinnen. Auch für Brustan- 
omalien und schönheitschirurgische 
Behandlungen müssen ebenso Mög- 
lichkeiten aufgezeigt und Sicherheiten 
gewährleistet werden", erklärte die 
CSU-Europaabgeordnete in Straßburg. 
Unverzichtbar sei dabei die Festlegung 
eines Mindestalters für kosmetische 
Brustoperationen, die nicht bei jungen 
Frauen unter 18 Jahren durchgeführt 
werden sollten - außer aus medizini- 
schen Gründen. Des weiteren solltedie 
an die breite Bevölkerung gerichtete 

Werbung für solche Im- 
plantate verboten und 
lediglich die Publikation 
„objektiver Informatio- 
nen" ohne kommerziel- 
len Hintergrund erlaubt 
werden. 

Ferner müsse min- 
destens 4-6 Wochen 
vor einer Operation die 
Beratung und Aufklä- 
rung durch einen Fach- 
arzt für plastische Chi- 
rurgie sichergestellt 

sein, um den betroffenen Frauen im 
Anschluss an diese sachverständige 
Information noch eine Bedenkzeit zu 
geben. Außerdem sollten die Patien- 
tinnen einen Informations- und Auf- 
klärungsbogen ausgehändigt bekom- 
men, der neben Warnhinweisen auf 
eventuelle potentielle Risiken auch ei- 
nen Appell enthalten soll, „erst nach 
Klärung aller offenen Fragen einen 
Operationstermin zu vereinbaren", 
wie Emilia Müller in einem entspre- 
chenden Änderungsantrag unter- 
strich. Zur Umsetzung hoher Sicher- 
heits- und Qualitätsstandards auf in- 
ternationaler Ebene sei folglich eine 
grenzübergreifende Registrierung 
zwingend notwendig. Außerdem gelte 
es, die wissenschaftliche Forschung 
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auf diesem Gebiet europaweit zu ga- 
rantieren und zu fördern. 

„Es geht uns nicht darum, den Ein- 
satz von Brustimplantaten zu erschwe- 
ren. Ziel der Initiative ist es vielmehr, 

höchste Produktsicherheit, umfassen- 
de Information und letztendlich eine 
Steigerung der Lebensqualität der be- 
troffenen Frauen sicherzustellen", be- 
tonte die CSU-Europaabgeordnete. 

ANGELIKA  NIEBLER: 

Eine neue Handygeneration für Europa 
EU  MUSS TELEKOMMUNIKATIONSSEKTOR  STäRKEN 

er Europäische Rat 
hat im Jahr 2000 in 

Feira den ehrgeizigen 
Plan verabschiedet, Eu- 
ropa bis 2010 zum 
„ wettbewe rb sf ä h igste n 
und dynamischsten wis- 
sensgestützten Wirt- 
schaftsraum der Welt" 
zu machen. Soll dieses 
hochgesteckte Ziel wirk- 
lich erreicht und eine 
moderne Informations- 
gesellschaftgeschaffen 
werden, muss insbesondere die Mo- 
bilkommunikation der dritten Generati- 
on (3 G) rechtzeitig gefördert werden. 

Seit einigen Wochen werden wir mit 
Werbung für die neuen „Fotohandys", 
die in Sekundenschnelle Bilder über- 
tragen können, „überschüttet". Dies 
isterst der Auftaktzu einervollkommen 
neuen Artdermobilen Kommunikation. 
3G erlaubt den raschen Austausch 
großer Datenmengen per Handy. Was 
bisher nur als äußerst vielverspre- 
chender Versuch in Japan läuft, soll 

Dr. Angelika Niebler MdEP 

morgen überall in derEU 
Realität werden: Die 
Übertragung ganzer Fil- 
me oder die Schaltung 
von Videokonferenzen 
über das Handy. 

Damit dieses Szena- 
rio   im   Interesse  von 
Wachstum,       Wettbe- 

' \ werbsfähigkeit und neu- 
I ^^^ en wirtschaftlichen Im- 

pulsen auch Wirklich- 
keit wird, sind noch er- 
hebliche Anstrengungen 

innerhalb der Europäischen Union not- 
wendig. Neben dem kostspieligen Auf- 
bau der Infrastruktur, müssen vor al- 
lem attraktive Dienste mit hochwerti- 
gen Inhalten verfügbar sein. Inhalte 
sind der Schlüssel für den Erfolg der 
neuen Technologie. 

Europa muss hier gegenüber Unter- 
nehmen und Verbrauchen ein deutli- 
ches Signal setzen. Dies istgerade zum 
jetzigen Zeitpunkt wichtigerdennje. Der 
Mobilfunkindustrie geht es schlecht. 
Nach der Euphorie der letzten Jahre, ist 

UNION IN EUROPA 3/2003 • 5 



NEUE   HANDYGENERATION 

die Stimmungförmlich „in den Kellerge- 
sackt". Der einstige „Wachstumsmo- 
tor" Telekommunikation ist ins Stocken 
geraten: auch in dieserBranchewerden 
kontinuierlich Arbeitsplätze abgebaut. 
Die Verunsicherung aller Marktteilneh- 
mer ist groß wie nie zuvor. 

So wundert es nicht, dass hierzu- 
lande die 3G-Technologie, verglichen 
mit Japan, nur sehr langsam zum Lau- 
fen kommt. Enorme Anschubfinanzie- 
rungen seitens der Telekommunikati- 
onsbranche sind unumgänglich, um ei- 
ne baldige und flächendeckende Netz- 
abdeckung zu realisieren. 

Ein Hindernis für die Einführung der 
neuen Technologie kann auch die 
Angst vor elektromagnetischen Strah- 
lungen werden. Während immer mehr 
Europäer die Vorteile eines Handy 
schätzen und regen Gebrauch davon 
machen, schwindet die Bereitschaft 
der betroffenen Bevölkerung vor Ort, 
die Errichtung immer neuer Mobilfunk- 
masten zu tolerieren. Diese Sorgen 
und Befürchtungen dürfen nicht un- 
berücksichtigt bleiben. Ziel muss ein 
gerechter Ausgleich der unterschiedli- 
chen Interessen sein. Lösungen sind 
hier in Sicht. So sollten beispielsweise 
die Firmen ermuntert werden, Funkan- 
lagen, wo immer möglich, gemeinsam 
zu nutzen, wodurch die Zahl der Ma- 
sten begrenzt wird. 

Die EU sollte vor diesem Hintergrund 
alles unternehmen, um den Telekom- 
munikationssektor und die Einführung 
von 3 G zu unterstützen. Hierzu gehört 
die Bereitstellung verlässlicher Rah- 
menbedingungen, wie sie die konse- 
quente Umsetzung und Anwendung der 
Richtlinien des im letzten Jahr verab- 
schiedeten Telekommunikationspake- 

tes bereits garantieren sowie eine deut- 
licheZurückhaltungbeiderRegulierung. 

Es ist daher bedenklich, die Handy- 
Preise, beispielsweise für Anrufe vom 
Fest- ins Mobilnetz und über Grenzen 
hinweg zu regulieren. Solche Überle- 
gungen finden zur Zeit aber innerhalb 
der europäischen Kommission statt. 
Dies wäre ein falsches Signal. Bei einer 
Regulierung profitieren zwar die Ver- 
braucher vielleicht zunächst von gün- 
stigeren Entgelten, diesjedoch nurfalls 
nicht andere Tarife, die nicht unter die 
Regulierung fallen, erhöht werden. Auf 
lange Sicht nehmen jedoch alle Markt- 
beteiligten Schaden, wenn nicht ernst- 
hafte Anstrengungen unternommen 
werden, um den Sektor zu stärken. 

Vorteile bei der Gesundheitsvorsorge 

Beachtliche Vorteile bringt 3 G etwa 
im Bereich der Gesundheitsvorsorge. 
Hierermöglicht3G beispielsweise voll- 
kommen neue multimediale Anwen- 
dungen. Umfangreiche Patientenda- 
ten, wie bei derComputertomographie, 
könnten in Notfällen blitzschnell von 
und an jeden Ort übermittelt werden. 
Solche Vorzüge sind unabdingbar. An- 
dere, für den Kunden nutzbringende 
Dienste werden folgen. Mit der 3 G- 
Technologie und solchen neuen Inhal- 
ten und nutzbringenden Anwendungen 
kann dann in diesem Sektor auch eine 
neue europäische Erfolgsgeschichte 
geschrieben werden. 

Dr. Angelika Niebier (CSU) ist Mit- 
glied im Ausschuss für Industrie, 
Außenhandel, Forschung und Energie 
des Europäischen Parlaments. 
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kurz & bündig 
AKTUELLES   AUS   DER   EVP - E D - FRAKTI O N 

Der Irak ist am Zug, nicht die USA oder 
die EU 

In einer Sonderdebatte hat der EVP-ED- 
Fraktionsvorsitzende Hans-Gert Pötte- 
ring (CDU) klargestellt, dass alle Ver- 
suche, die aktuellen Probleme des Irak 
den USA anzulasten, eine Vertau- 
schung von Ursache und Wirkung dar- 
stellen. Es stehe völlig außer Frage, 
dass Massenvernichtungswaffen in 
den Händen des irakischen Diktators 
Saddam Hussein eine Gefahr für den 
Weltfrieden seien und ihre Vernichtung 
deshalb unter Aufsicht der Vereinten 
Nationen erfolgen müsse. „Wenn dies 
nicht in friedlicher Weise geschehen 
kann, dann müssen militärische Maß- 
nahmen ergriffen werden. Die Wahl 
liegt bei Saddam Hussein", unterstrich 
Pöttering vor dem Plenum des Eu- 
ropäischen Parlaments in Straßburg. 

Er rief ferner die EU-Mitgliedstaaten 
eindringlich dazu auf, nur noch im Ge- 
meinschaftsrahmen zu handeln und 
sich nicht auseinander dividieren zu las- 
sen. Derzeit gebe Europa jedoch ein we- 
nig vorteilhaftes Bild ab, was insbeson- 
dere an der kategorischen Verweige- 
rungshaltung der deutschen Bundesre- 
gierung liege, die einen Militärschlag 
selbst bei Beweisen für irakische Mas- 
senvernichtungswaffen grundsätzlich 
ablehne. Bundeskanzler Schröder habe 
sich damit antieuropäisch verhalten 
und den nötigen Druck von Saddam Hus- 
sein genommen. Pöttering warnte 
außerdem vor einer „Achsenbildung" 

Paris-Berlin-Moskau gegen London- 
Rom-Madrid. Die Europäische Union 
müsse vielmehr eine gemeinsame Po- 
sition finden und vertreten, was im Übri- 
gen auch den Schutz der Türkei vor ei- 
nem irakischen Angriff einschließe. 

Partnerschaft EU-Weißrussland hängt 
von Menschenrechtslage ab 

Das Europäische Parlament hat in einer 
Entschließung auf die wachsende Iso- 
lation Weißrusslands hingewiesen und 
den Abschluss eines Partnerschaftsab- 
kommens mit der EU von wirtschaftli- 
chen und politischen Reformen abhän- 
giggemacht. Der schwedische EVP-ED- 
Abgeordnete Lennart Sacredeus sagte, 
dass die internationale Isolation dieser 
ehemaligen sowjetischen Teilrepublik 
„selbstauferlegt" sei. Erappellierte des- 
halb an die EU-Mitgliedstaaten, auf Ba- 
sis von Demokratie und Menschen- 
rechten neue Kontakte mit Minsk zu 
knüpfen. Dabei stünden auch Aspekte 
der Justiz- und Innenpolitik sowie derge- 
meinsame Schutz der Außengrenzen 
vor illegaler Einwanderung und dem 
Menschenhandel auf dem Spiel. Be- 
reits seit 1996 bestehe das Europäi- 
sche Parlament darauf, dass keine bi- 
laterale Übereinkunft unterzeichnet 
werden dürfe, solange die weißrussi- 
schen Behörden nicht für die Achtung 
der Menschenrechte garantieren könn- 
ten. Folglich verurteilt die Entschließung 
des Parlaments unmissverständlich 
den autoritären und repressiven Kurs 

UNION IN EUROPA 3/2003 • 7 



AUS    DER    EVP- ED- FRAKTI 0N 

der Regierung von Präsident Luka- 
schenko sowie die wachsende Verar- 
mung der Bevölkerung. Es sei nun an 
den Oppositionsparteien, bei den im 
März anstehenden Wahlen ihre Kräfte 
zu bündeln und die öffentliche Meinung 
für sich zu gewinnen. 

EU-Binnenmarkt ist noch immer nicht 
vollendet 

Nach Auffassung von EVP-ED-Bericht- 
erstatter Malcolm Harbour (GB) be- 
steht bei der Vollendung des Binnen- 
markts in der Europäischen Union noch 
immer erheblicher Handlungsbedarf. 
Aufgrund der großen Bedeutung des 
Binnenmarkts für die Schaffung von 
Wachstum und Arbeitsplätzen seien 
die EU-Regierungen aufgefordert, die 
Märkte insbesondere auf dem Dienst- 
leistungssektor weiter zu öffnen sowie 
das hier vorhandene Potential noch 
besser zu nutzen. Auch wenn der Bin- 
nenmarkt sich bereits jetzt als ein 
großer Erfolg für ganz Europa erwiesen 
habe, sei es doch bedauerlich, dass ge- 
rade die beiden größten Volkswirt- 
schaften Deutschland und Frankreich 
noch immer erheblich hinterhinken 
würden. Folglich sollten die Mitglied- 
staaten nicht nur ihre Binnenmarkt-Ge- 
setzgebung weiter vorantreiben, son- 
dern auch ihren Rückstand auf diesem 
Gebiet an die EU-Kommission weiter- 
melden. Dabei sei die Wirtschaft gefor- 

dert, Lücken zu benennen, damit die 
Kommission entsprechend handeln 
könne. Vergehen gegen die Binnen- 
marktgesetzgebung müssten schneller 
alsbishergeahndetwerden,wasinder 
Konsequenz ein klares Bekenntnis der 
Staats- und Regierungschefs zu deren 
Grundzielen als oberster Priorität vor- 
aussetze. Dies würde nach Auffassung 
der EVP-ED-Fraktion zudem leichtere 
und einfachere Startbedingungen gera- 
de für Existenzgründer ebenso wie für 
kleine Unternehmen nach sich ziehen. 

Meldepflicht für EU-Bürger erst nach 
sechs Monaten 

Die EU-Bürgerschaft nimmt langsam 
konkrete Formen an - so lautet das Fa- 
zit eines Berichts des italienischen 
EVP-ED-AbgeordnetenGiacomoSantini. 
So soll das Aufenthaltsrecht von EU- 
Bürgern in einem anderen Mitglied- 
staat von drei auf sechs Monate ver- 
längert werden. Erst nach Ablauf dieser 
Frist werde eine entsprechende Mel- 
dung bei den Behörden des Aufent- 
haltsstaats vorgeschrieben. In diesem 
Zusammenhang setzte sich die Frakti- 
on besonders für die Verteidigung des 
Familienbegriffs ein, wobei ein Miss- 
brauch der EU-Niederlassungsfreiheit 
unbedingt verhindert werden müsse. 

Knut Gölz, EVP-ED-Pressestelle, 
kgoelz@europarl. eu. int 
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